Der Branahl - Udo: Medienrecht

Meinungs-, Informations- und Medienfreiheit und die öffentliche Aufgabe der Massenmedien

· Grundlage Art. 5 Abs. GG

Das Grundrecht der Kommunikationsfreiheit

1. Meinungsfreiheit (in Wort, Schrift und Bild)

· Rede- und Mitteilungsfreiheit als universelles Menschenrecht

· Nicht geschützt ist Verbreitung unrichtiger Tatsachenbehauptungen 

· Aber: kein Recht auf Publikation der eigenen Meinung 

2. Informationsfreiheit 

· jeder darf an allen öffentlichen Veranstaltungen teilnehmen 

· Unterrichtung aus Quellen und an der Quelle 

· Staat darf von keiner (auch ausländischen) Inf.quelle ausschließen (Störsender)

3. Die Freiheit der Massenmedien: Presse-, Rundfunk- und Filmfreiheit 

· Massenmedien sind nicht um ihrer selbst geschützt, sie haben dienende Funktion (Spiegel - Urteil)

· Staatsunabhängigkeit (nur neutrale Subventionen; kein Staatsfernsehen - außer wenn es Mediensubstanz nicht ändert)

· Binnenpluralität beim Rundfunk, Außenpluralität bei Presse

a) Pressefreiheit

· gilt für alle Produkte mit geistigem (nicht unbedingt seriösen!) Sinninhalt - auch CDs, Videos etc.

· betrifft gesamten Herstellungsprozess (von der Infobeschaffung bis zur Verarbeitung)

· Zulassungsfreiheit: jede darf Verlag gründen und Journalist werden (Standesgerichtsbarkeit ausgeschlossen)

b) Rundfunkfreiheit
· ÖR durch Aufsichtsratsgremien (mit repräsentativen pol. Gruppen) überwacht (Binnenpluralität)

· Priv. Anbieter durch Landesanstalten (Jugendschutz, wahrheitsgemäße Informationen) überwacht 

· Grundversorgung durch ÖR, deshalb an private Anbieter nicht so hohe Ansprüche (außenplur. Element)

4. Zensurverbot

· ausnahmslos unzulässig

Grundrechtsschranken 

· findet seine Schranken in allgemeinen Gesetzen, Jugendschutz und Persönlichkeitsrechten

· Grundrecht Kommunikationsfreiheit muss mit allgemeinen Gesetzen "abgewogen" werden ("Güterabwägung")

· Kriterium: Bedeutung für die Gesellschaft und die öffentliche Meinungsbildung 

Die (Sonder-)Rechte des Journalisten bei der Informationsbeschaffung

Nutzung der allgemein zugänglichen Quellen 

1. Zugang zu Registern und anderen behördlichen Unterlagen 

· kostenlose Einsicht in staatliche Register (Vereins-, Handelsregister)

· Grundbuch bei berechtigtem Interesse - gilt auch für journalistisches Interesse
· Keine Einsicht in Schuldnerverzeichnis und Vorstrafenregister

2. Zugang zu öffentlichen Veranstaltungen und sonstigen Angeboten 

· in öffentlichen Gebäuden darf grundsätzlich gefilmt werden (erst wenn der Besitzer auf Hausrecht pocht, nicht mehr)

· in Gerichten sind Tonbandaufnahmen verboten, in Parlamenten nicht 

Der Auskunftsanspruch der Massenmedien 

1. Auskunftspflicht: Behörden 

· Pressekonferenzen von Unternehmen sind keine öffentlichen Veranstaltungen

· Alle Institutionen des öffentlichen Rechts, 

· Kirchen, Hochschulen und Rundfunkanstalten müssen aber nur Auskunft zu staatlichen Angelegenheiten geben 

· Auch privatisierte Staatsangelegenheiten (Gas, Bahn, Müllabfuhr) - muss Auskunft geben 

· Zuständig: Behördenleiter oder Pressesprecher 

2. Auskunftsberechtigt: Vertreter der Massenmedien 

· auch Buchverlage (nicht in Bayern: hier nur Zeitungen und Zeitschriften)

· sämtliche Mitarbeiter eines Verlags (auch Lagerfuzzis), sonst Presseausweis oder Legitimationsschreiben

3. Inhalt des Auskunftsanspruchs

· Behörden müssen Medien der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben dienende Informationen geben 

· Also auch Infos, die die Arbeit der Massenmedien selbst betreffen

· Form liegt im Ermessen der Behörde (muss sachgerecht sein)

· kein Recht auf Akteneinsicht oder Interviews 

4. Gleichbehandlungsgrundsatz

· Informationen müssen allen gleichzeitig zukommen 

· Exklusivverträge oder Bevorzugung einzelner Journalisten ausgeschlossen

5. Schranken des Auskunftsanspruchs 

a) Informationen über schwebende Verfahren (Verfahren, die rechtlich geregelt sind - förmliche Verfahren)

· nur, wenn Verfahren dadurch vereitelt, erschwert oder verzögert werden könnte

b) Geheimhaltungsvorschriften (Dienstverschwiegenheit des Beamten gilt nicht für Behörde)

· Verrat von Staatsgeheimnissen unter Strafe

· Öffentliches Interesse kann z.B. Steuergeheimnis außer Kraft setzen (Parteispendenaffäre)

c) Vorrangigkeit öffentlicher und privater Interessen (Pläne müssen geheim gehalten werden, weil sonst Ziel nicht eintritt)

d) Zumutbarkeit der Auskunft (wenn Arbeitsuafwand unverhältnismäßig für Behörde ist)

6. Die Durchsetzung des Auskunftsanspruchs 

· Verweigert ein Gericht Auskunft, kann Oberlandesgericht angerufen werden 

· Andere Behörde: Verwaltungsgericht 

Das Recht auf Kurzberichterstattung 

· bei Ereignissen, die öffentlich zugänglich und von allgemeinen Informationsinteresse sind 

· nur Kurznachricht (90 Sekunden)

Das Zeugnisverweigerungsrecht der Mitarbeiter von Massenmedien (Redaktionsgeheimnis)

· Journ. sind auf Insider - Infos angewiesen, Insider müssten aber mit Sanktionen rechnen

1. Träger des Zeugnisverweigerungsrechts 

· redaktionelle, kaufmännische und technische Mitarbeiter periodischer Druckwerke und Rundfunksendungen 

· regelmäßige und wiederkehrende Arbeit (nicht nur Hauptberufliche) 

· Nachrichtenagenturen, Informanten

2. Inhalt des Zeugnisverweigerungsrechts 

a) Auskünfte zur Person des Informanten (ist erst der Name preisgegeben, muss der Rest auch kommen)

b) Inhalt der Mitteilung (gilt nur für Aussagen, die zur beruflichen Verwertung gemacht wurden)

· Journalist muss aber trotzdem Aussagen zur eigenen Person machen und vor Gericht erscheinen 

Beschlagnahme und Durchsuchung, Überwachung des Fernmeldeverkehrs und großer Lauschangriff

1. Beschlagnahme von Beweismitteln 

a) Sicherung des Redaktionsgeheimnisses 

· ist verboten, da sie unter das Redaktionsgeheimnis fallen 

· endet, wenn der Journalist Identität des Betroffenen offengelegt hat

b) Schutz selbstrecherchierten Materials (unterliegt nicht dem Beschlagnahmeverbot)

· muss verhältnismäßig sein, nur bei konkreten Verdach und keinen anderen Beweisquellen 

c) Beschlagnahme bei Strafverstrickung (Verdacht auf Mittäterschaft, Anstiftung, Beihilfe)

· oder wenn Gegenstand aus Straftat stammt oder dafür bestimmt ist

· oder erst durch Straftat entstanden sind (Pornos etc.) - gilt auch für terroristische Bekennerschreiben 

d) Anordnung der Beschlagnahme nur durch richterliche Befugnis 

2. Durchsuchungen 

· nur wenn auch Beschlagnahme von Gegenständen erlaubt ist 

3. Überwachung des Fernmeldeverkehrs

· abgehört werden verdächtige und Leute, die Infos von Verdächtigen empfangen 

· keine Ausnahmeregel für Journalisten 

4. Lauschangriff
· technische Mittel wie Wanzen dürfen aber bei Journalisten nicht angewandt werden 

Grenzen der Informationsbeschaffung 

· Journ. dürfen nicht mit illegalen Methoden Infos beschaffen oder andere dazu anstiften (Ach was, wirklich?)

Der Schutz der persönlichen Ehre 

Grundlagen

1. Die Ehre des Menschen als geschütztes Rechtsgut 

· absolut Jeder hat Anspruch auf Mindestmaß an Achtung 

· Ehrverletzung, wenn:

· Elementare menschliche Eigenschaften bestritten werden (Schmeißfliege, Arschloch als solches) 

· Zu Unrecht Verletzungen im sittlichen, moralischen oder rechtlichen Bereich vorgeworfen werden 

· Tatsächlich erworbene Dienste abgesprochen werden 

2. Träger des Ehrenschutzes / Beleidigungsfähigkeit 

· alle natürliche lebenden Menschen / Personengemeinschaften / Bundeswehr, nicht aber Polizei (Schweine!)

· Beleidigungsfähig: deutsche Offiziere, Soldaten, deutsche Ärzte, christliche Geistliche, Patentanwälte, Juden 

· Nicht: Christen, Protestanten, Akademiker, Frauen

3. Erkennbarkeit des Betroffenen:  wenn Person erkennbar identifiziert (nicht unbedingt durch Namen) 

Üble Nachrede und Verleumdung

1. Die Tatbestände
· Verleumdung: Tatsachenbehauptung wider besseren Wissens 

· Üble Nachrede: Tatsachenbehauptung, deren Wahrheitsgehalt sich nicht nachweisen lässt 
· Beleidigung: Werturteil
2. Ehrenrührigkeit von Tatsachenbehauptungen 

· Verleumdung und üble Nachrede setzen voraus, dass Person verächtlich gemacht oder herabgewürdigt wird 

· Vorwurf: rechtliche, berufliche Pflichtvergehen, moralische Vergehen; physische o. psychische Makel
3. Wahrheitsbeweis und Medienfreiheit 

· ist sorgfältig recherchiert und alles auf die Richtigkeit der Aussage hinweist, es aber nicht beweisbar ist, muss der Betroffene das Gegenteil beweisen (dann versagt aber auch der Informantenschutz)
4. Verdeckte Aussagen und verzerrte Darstellungen 

· zwischen den Zeilen mit eigener als Wertung, die dem Publikum als neutral vermittelt wird

· Verzerrung durch Verschweigen von Tatsachen 
5. Haftung für die Verbreitung fremder Tatsachenbehauptungen 

· wer Behauptungen Dritter verbreitet, redet übel nach

· kann auch bei ausdrücklicher Distanzierung gelten (bei reißerischer Aufmachung und dann Distanz im Artikel)
· gilt nicht, wenn öffentliches Interesse an den Behauptungen besteht 
· fremde Tatsachenbehauptungen sollten eindeutig als solche kenntlich werden
6. Zulässigkeit von Verdachtsäußerungen 

· Gerücht darf nicht verbreitet werden, nur weil es existiert

· Es sei denn bei öffentlichen Interesse oder ausreichende Anhaltspunkte oder es eindeutig als Verdacht bezeichnet ist 
7. Fragen 

· Rhetorische Fragen sind Aussagen und als solche zu behandeln 

· Enthalten Fragen Verdachtsäußerungen, ist zw. Kommunikationsfreiheit und Ehrenschutz abzuwägen 
Ehrverletzungen durch Werturteile (Meinungsäußerungen) 

· Beleidigung: ehrverletzendes Urteil, das Betroffener nicht durch eigenes Handeln verschuldet

· Täter bringt eigene Mißachtung zum Ausdruck 

· Zulässigkeit der Schärfe der Werturteile hängt von dem Kontext in der öffentlichen Diskussion ab 

Ehrenschutz Verstorbener (Verunglimpfung )

· setzt besondere schwere Ehrenkränkung voraus 

· erlischt im Laufe der Zeit, es gibt aber keine feste Frist (Angemessenheit)

Satiren und Karikaturen 

· satirische Einkleidung (darf alles) und Aussagekern (für den das bisher Gesagte gilt)

Rechtsfolgen bei Ehrverletzungen 

· Ehrverletzungen werden nur bei Antrag verfolgt und sind mit Geldstrafen und Freiheitsstrafen (2-5 Jahren) belegt

· Beleidigungen von Opfern der Nazis oder anderer Gewaltherrschaften werden antragslos verfolgt

Der Schutz der Persönlichkeit durch das Allgemeine Persönlichkeitsrecht 

· Recht, sein Leben gegen Einblicke zu schützen

· Hat Schranken dort, wo Allgemeinheit betroffen ist 

Der Grundsatz eines umfassenden Rechtsschutzes von Menschenwürde und freier Persönlichkeitsentfaltung 

1. Der Schutz persönlicher Aufzeichnungen und des nichtöffentlich gesprochenen Worts 

· Briefe oder sonstige Aufzeichnungen dürfen in der Regel nicht ohne die Zustimmung des Autors veröffentlicht werden

· Oder ohne Genehmigung redaktionell bearbeitet werden 

· Richtigstellungen dürfen nicht als Leserbriefe veröffentlicht werden 

· Aufzeichnung mit Tonband bedarf der Zustimmung (und auch dann bedarf die Veröffentlichung einer Zustimmung)

2. das recht auf "informationelle Selbstbestimmung"

· personenbezogene Daten dürfen nicht ohne Einwilligung veröffentlicht werden

· Alter, Familienstand, Glauben, Einkommen 

· Es darf nicht ohne triftigen Grund mit Namensnennung über Familienstreitigkeiten, Gesundheitszustand und persönliche Lebensumstände berichtet werden; sexuelles Verhalten genießt absoluten Schutz

3. Der Schutz der häuslichen Sphäre und des Privatleben (Privatssphäre)

4. Schutz gegen die Ausbeutung des Ansehens einer Person zu wirtschaftlichen Zwecken 

· Name darf nicht in Werbung ohne Zustimmung genannt werden 

· Oder durch eindeutige Indizien die Parallele zu Personen herstellen 
5. Schutz des Persönlichkeitsbildes

· Verbreitung von Unwahrheiten aus Privatssphäre sind verboten, auch wenn sie nicht ehrenrührig sind 

· Steht auch Institutione (Parteien etc.) zu 

6. Schutz des Ansehens und des guten Rufs 

· fremde ehrenrührige Tatsachenbehauptungen dürfen nicht ohne öffentliches Interesse veröffentlicht werden

Grenzen des Persönlichkeitsschutzes 

1. Einwilligung und sonstiges Verhalten 

· Persönlichkeitsrecht unterliegt Selbstbestimmung 

· Privatssphäre kann mit Zustimmung (im voraus) oder Genehmigung (im nachhinein) öffentlich werden 

· Form der Einwilligung ist irrelevant (auch konkludentes Tun - Verhalten, das auf Zustimmung schließen lässt)

· "Verkauft" jemand seine Privatssphäre an ein bestimmtes Medium, können alle Medien darauf zugreifen

· Einwilligung kann unter Umständen widerrufen werden 

2. Abwägung von Persönlichkeitsschutz und Medienfreiheit: Persönlichkeitssphären und öff. Inf.interesse

· Privatssphäre kann auch im Lichte des öffentliches Interesse ausgelegt werden 

· Wenn es zur Meinungs- und Willensbildung nötig ist 

Sphären:

· Intimssphäre (absolut geschützt, durch Lewinsky in Frae gestellt)

· Geheimssphäre (per Gesetz oder natürlich [Tagebuch] verboten) - verboten

· Privatssphäre (Haus, Lebensdaten) - nur bei berechtigtem Interesse 

· Sozialsphäre (wird von anderen ohne weiteres wahrgenommen) - Berichterstattung erlaubt bei Personen des öffentlichen Lebens, bei Privatpersonen unzulässig; über Polizisten darf berichtet werden, auch mit Namen 

· Öffentlichkeitssphäre - wendet sich bewußt an die Öffentlichkeit; nicht geschützt

3. Die Publikation rechtswidrig beschaffter Informationen

· nicht - öffentlich gesprochenes Wort darf nicht veröffentlicht werden (außer überragendes öffentliches Interesse)

· sonstige illegal beschaffte Informationen: dürfen veröffentlicht werden

· es sei denn, die Schwere des Rechtsbruchs ist elemantar und nicht durch öff. Interesse Gedeckt

· oder das Medium ist selbst beteiligt 

· Informationen, die in der Welt sind, sind durch Art. 5 GG geschützt 

Regeln für Interviews, Leserbriefe, und Zitate

1. Interviews

· Veröffentlichung bedarf Zustimmung aller Gesprächspartner, aber keiner festgelegten Form (konkludentes Tun)

· Modalitäten des Interviews (Herstellung, Aufzeichnung, Veröffentlichung)

· Gesprächspartner kann Veröffentlichung davon abhängig machen, ob er das Interview vor Veröffentlichung genehmigen kann (kann aber nicht unbedingt absolut widerrufen, sondern nur verändern)

· Wenn keine schriftlichen Absprachen, gilt Verkehrssitte (branchenübliches Verhalten):

· Unveränderte Veröffentlichung (auch von Auszügen) bedarf keiner Zustimmung 

· Interviewabsicht muss bei Gespräch klar sein, sonst keine Veröffentlichung 

2. Leserbriefe

· mit Einsendung wird Veröffentlichung zugestimmt

· auch Kürzung (durch konkludentes Tun), aber nicht Entstellung

3. Zitate

· darf nicht aus Zusammenhang gerissen werden 

· durch einseitige Auswahl von Auszügen darf kein falscher Eindruck entstehen 

Die Veröffentlichung von Stasi - Informationen 

· nur über Personen der Zeitgeschichte, Mitarbeiter (IMs und offizielle) und Begünstigte 

· für PdZ gilt: dürfen nicht Betroffene (Gegenstand der Ausspähung) oder Dritte (sonstige Pers., über die Infos gesammelt wurden im Umfeld eines anderen)

· ansonsten: Abwägung zwischen Persönlichkeitsschutz und öffentlichen Interesse

Die Durchsetzung des allgemeinen Persönlichkeitsrecht

1. Strafverfolgung

· bei: Aufnahme oder Veröffentlichung des nicht - öffentlich gesprochenen Wortes 

· oder den Inhalt mitteilt, es sei denn, es besteht öff. Int. oder es werden keine berechtigten Int. des Betr. verletzt 

· Lautsprecher oder Zweithörer am Telefon sind keine Mithöranlagen, also legal 

· Bei Beschaffung von Inhalt eines geschlossenen Briefes (gilt auch für extra gesicherte Dateien)

· Wird nur bei Anzeige verfolgt, außer bei Stasiinfos über Dritte oder Betroffene 

2. Zivilrechtliche Ansprüche

· Unterlassungs-, Berichtigungs- und Schadenersatzansprüche oder Schmerzensgeld 

Der Schutz des Unternehmens

Namens-, Titel- und Markenschutz

· dürfen nicht so verwendet werden, dass der Eindruck entsteht, Produkt stamme von wem anders 

· Name darf im Allgemeinen nicht als Internetadresse genutzt werden (außer vom Unternehmen selbst(verständlich!))

·   Markenname darf redaktionell bearbeitet werden (Meinungsäußerung) - BILD dir keine Meinung; sonst verboten 

Schutz gegen Veröffentlichung firmeninterner Angelegenheiten 

· Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind geschützt, Mitarbeiter macht sich strafbar, wenn er quatscht; außer öff. Int.

· Verschwiegenheit bei Berufsgruppen: Heilberufe , Rechtsanwälte, Sozialarbeiter und so Kram 

Schutz gegen rufschädigende Äußerungen

· ähnlich wie Ehrenschutz bei Personen

Schutz gegen geschäftsschädigende Äußerungen 

1. Geschäftsschädigende Tatsachenbehauptungen 

· Ensteht einem Unternehmen durch eine unwahre Tasachenbehauptung (bewußt oder unbewußt durch den Vebreiter formuliert) ein geschäftlicher Schaden, so ist das Unternehmen berechtigt, diesen Schaden gegenüber dem Verbreiter der Tatsachenbehauptung geltend zu machen. Die Beweislast, dass diese Tatsachenbehauptung unwahr ist, liegt auf der Seite des Unternehmens. Die Beweislast liegt auf der Seite des Vebreiters der Behauptung, wenn diese zugleich ehrenrührig ist.

2. Geschäftsschädigende Meinungsäußerungen

· auch wenn sie nicht ehrenrührig sind 

3. Sonderregeln für Berichte über Wettbewerber

· Herabsetzende Äußerungen eines Unternehmens, um Konkurrenten geschäftlich zu schädigen (unlauterer Wettbewerb)

· Gilt für Massenmedien im allgemeinen nicht (außer über andere Medien, darf nicht pauschalisieren)

4. Testberichte und Preisvergleiche

· Tatsachenbehauptungen müssen der Wahrheit entsprechen 

· Preisvergleiche müssen sachgerecht sein (nicht Mercedes mit Skoda vergleichen)

· Bei Wertung: neutral, objektiv und sachkundig

Boykottaufrufe

· Gerechtfertigt, wenn: wenn Autor sich bemüht, für Gemeinschaft wichtige öffentliche Frage zu erörtern 

· Wenn Rezipienten aus Argumenten selbst in innerer Freiheit Entscheidung treffen 

· Wenn Ziel Einsatz der Mittel rechtfertigt 

Rechtsberatung

· Beantwortung fiktiver Leserfragen ist erlaubt

· Aber nicht die Rechtsberatung bei echten Fällen (außer es steht die Erörtung allgemeiner Fragen im Vordergrund)

· Hotlines zu Rechtsanwälten dürfen zur Verfügung gestellt werden 

Bildberichterstattung und Abbildungsschutz

Gesetzliche Fotografierverbote

Militärische Anlagen: ohne Genehmigung Strafbestand der "sicherheitsgefährdenden Abbildung" erfüllt 

Pornografie: Kinder, Gewalt, Tiere 

Gerichtsverhandlungen: während Verhandlung Ton-, Film- und Fernsehaufnahmen unzulässig, gilt nicht im BverfGer (hier wird von Fall zu Fall entschieden)

Die Abbildung von Personen 

· Veröffentlichung eines Bildnisses (individuell erkennbare Personen) bedarf grundsätzlich Zusstimmung der Personen

· Bildnis: auch eine Zeichnung; durch Balken kann Person nicht zwingend unerkennbar werden

· Veröffentlichung erlaubt: siehe Skizze
· Und bei Personen des relativen Zeitgeschehens 

Rechtsfolgen der Verletzung des Rechts am eigenen Bild

· Straftat, die aber nur bei Anzeige des Betroffenen (oder der Angehörigen) verfolgt wird

· Freiheitsstrafe (bis zu einem Jahr) oder Geldstrafe, Schadenersatz oder Vernichtung des Materials 

· Betroffener kann Material aufkaufen (Herstellungspreis)

· Vernichtung oder Herausgabe scheiden aus, wenn absehbar ist, dass Material bald legal ist

Die Anfertigung von Personenbildnissen 

· keine gesetzliche Regelung 

· eigenmächtiges Fotografieren (oder Filmen) ist aber trotzdem Verletzung des Persönlichkeitsrecht 

· Faustregel: Anfertigung zulässig, wenn auch Veröffentlichung zulässig

· Vernichten von Filmen bei Pressefotografen verboten (durch Polizei)

· Beschlagnahme kommt in Betracht:

· Der Fotograf oder sein Medium haben in der Vergangenheit "verbotene" Fotos veröffentlicht

· Wenn die Funktionsfähigkeit des Staats gefährdet wird 

· Wenn Persönlichkeitsrecht von Personen verletzt wurden (muss aber wieder rausgegeben werden, wenn Betroffener keine Schritte einleitet) 

Abbildung urheberrechtlich nicht geschützter Gegenstände 

· Privatssphäre geschützt (es sei denn, na ihr wißt schon, öff. Int.)

Grenzen der Kriminalberichterstattung

Grundlagen

· Spannungsverhältnis zwischen Persönlichkeitsrecht, das den "Täter" in einem besonders negativen Licht erscheinen lässt,  und dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit

· Gilt besonders für "Opfer", das besonderen Anspruch auf informelle Selbstbestimmung hat 

Zulässigkeit identifizierender Kriminalberichterstattung (Nennung und Beschreibung der Beteiligten)

· bei "kleiner Kriminalität" grundsätzlich verboten, gilt nicht bei PdöL

· bei Angehörigen von strafbar gewordenen Jugendlichen unzulässig, es sei denn besonderes schweres Verbrechen

· Identifikation liegt vor, wenn für Umkreis des betroffenen Person problemlos identifiziert werden kann

· Berichterstattung muss immer sachbezogen sein

· Aktuelle Berichterstattung über schwere Straftat kann auch persönliches Leben, sofern es in Beziehung zur Tat steht, einschließen 

· Rechtskräftige Verurteilung gilt als Wahrheitsbeweis

Verdachtsäußerungen

· es gilt prinzipiell Unschuldsvermutung: ausgeglichene, wahrheitsgemäße Berichterstattung

· entlastende Umstände dürfen nicht verschwiegen werden

· Bezeichnung "Täter" vor Verurteilung zulässig, wenn: 
- ein Geständnis vorliegt

· Oder der Täter mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit schuldig ist und dazu noch TOT

· Oder wenn für die Presse aufgrund von Recherchen kein Zweifel an Täterschaft bestehen kann (Niochtverurteilung muss erwähnt werden) - ist aber nur vorsichtig anzuwenden 

· Wann Namen genannt werden kann, ist umstritten - spätestens aber bei Eröffnung des Hauptverfahrens 

· Ermittlungs- und Fahndungsrufe bei: 


· Erheblicher Bedeutung der Straftat 

· Der Aufruf geeignet ist, bei der Aufklärung hilfreich zu sein 

· Dringender Tatverdacht besteht (erweist sich dieser als falsch, muss das später berichtet werden)

· ein Verfahren ohne Verurteilung darf später nicht gegen den Betroffenen vorgebracht werden 

Kriminalberichterstattung und Resozialisierungsschutz

· nach Befriedigung des allgemeinen Interesses tritt der Anspruch des Täters, allein gelassen zu werden

· Berichterstattung, die Resozialisierung verhindert, ist untersagt (Strafe kann schon nach halber Haftzeit ausgesetzt werden und deshalb ist dann eine Rückberichterstattung problematisch)

· Ausnahmen: 

· historische Dokumentation, die nicht ohne Namen auskommt 

· die alte Straftat in Zusammenhang mit einer neuen Straftat des Täters steht

· Resozialisierung tritt zurück, wenn Meinungsfreiheit des Opfers im Vordergrund steht 

Zugang zu Prozessen; Berichtersttattungsbeschränkungen 

· Öffentlichkeit können ausgeschlossen werden:

· Bei Jugendstrafsachen (immer unter Ausschluss) oder eine Person unter 16 Jahren vernommen wird

· Bei Verfahren, die der Unterbringung in einer psychatrischen Anstalt zum Ziel hat 

· Bei Erörterung privater Angelegenheiten, die schutzwürdig sind 

· Bei Gefährdung der Staatssicherheit (Stasi?)

· bei unwürdiger Erscheinungsweise können Personen ausgeschlossen werden 

· bei großen Inf.interesse darf auch gefilmt werden (Verbot bei Honeckerprozess war unrecht)

· Skizzen, Notizen und Zeichnungen dürfen nur unterbunden werden, wenn sie stören (in der Regel aber nicht)

Der Schutz des geistigen Eigentums: Inhalt und Schranken von Urheberrechten 

Gegenstand des Urheberrechts: Werke und sonstige Leistungen

· Werke der Literatur, Wissenschaft und Kunst generell; Texte (Schriftwerke) und Reden(Sprachwerke); Fotos (Lichtbildwerke); Filmaufnahmen; Software; wissenschaftliche und technische Zeichnungen, Pläne, Skizzen, Tabellen und Modelle; bildende Kunst, Baukunst, Musikwerke, Tanzkunst und Pantomime, Happenings, Bühnenbilder

· Müssen aber Mindestmaß an Individualität und Kreativität enthalten  
· Keine Tagebücher und Briefe
· Nachrichtliche journ. Texte dürfen nach Veröffentlichung ohnehin verwendet werden 
· Darf aber nicht gewerblich ausgebeutet werden ---- unlauterer Wettbewerb (z.B. systematische Sammlung fremder Nachrichten und deren Veröffentlichung)
· Berichte, Reportagen, Kommentare, Leitartikel, Glossen, Interviews und Infografiken sind geistige Schöpfungen

· Aber nur die Form, nicht der Inhalt sind geschützt (auch im TV)

· Bei fiktionalen Werken kann auch die Story oder Fabel geschützt sein, nicht nur die Form 
· Das Werk wird automatisch urheberrechtlich geschützt, auch ohne Anmeldung zum copyright o.Ä.
· Urheberrecht erlischt 70 Jahre nach dem Todesjahr des letzten Urhebers 
· Leistungsschutzrecht: bei Filmen und Lichtbildern, die nicht Urechtsbestimmungen erfüllen
· Gleich geschützt, nur 50 Jahre nach Erstveröffentlichung  
Der Inhalt des Urheberrechts: Persönlichkeitsrechte und Verwertungsrechte 

· alleinige Bestimmung des Urhebers (Heb sie, die Uhr, Du!) über Verwertung und die Art (mit Name oder ohne etc.)

·  kann Plagiate verbieten oder Entstellungen; Bearbeitungen bedürfen der Zustimmung (auch konkludent - bei Einsendungen in Redaktionen z.B.)

· Zugangsrecht: Recht des Urhebers, Vervielfältigungen von seinem Werk zu machen, wenn das Werk auch nicht mehr in seinem Besitz ist (gilt in jedem Fall)

· Verwertungsrecht: Recht des Urhebers, sein Werk und dessen Bearbeitungen zu verwerten 

Die Schranken des Urheberrechts

1. Amtliche Werke: kein Schutz bei Gesetzen, Verordnungen u.Ä. 
2. Öffentliche Reden: nicht geschützt
3. Zeitungsartikel und Rundfunkkommentare: dürfen in anderen Zeitungen veröffentlicht werden 
· wenn kein rechtlicher Vorbehalt (im Artikel oder Impressum), sind solche bei Zeitungen (Tages- und Sonntagszeitungen, Anzeigenblätter) nicht geschützt

· gilt nicht für Magazine und Wochenzeitungen, die deshalb auch nicht aus Zeitungen zitieren dürfen (Ausweich: Zitat)
4. Aktuelle Bild- und Tonberichterstattung 

· Werke, die geschützt sind, können bei aktueller Berichterstattung im gebotenen Maß verwandt werden (Kunstausstellung)

5. Unwesentliches Beiwerk: Werk im Hintergrund

6. Werke an öffentlichen Plätzen:  dürfen abgelichtet werden

7. Zitierfreiheit
· zum Schutz der Informationsfreiheit und der Fortentwicklung darf Urheberrechtliches verwendet werden

· nur als Beleg für eigene Erörterungen  

a) Kleinzitate: einzelne Stellen eines Werkes (aus bereits veröffentlichten Aufsätzen, Gedichten, Filmwerken etc.)

b) Großzitate: ganze Werke; können in selbstständige wissenschaftliche Werke übernommen werden 

· Ausnahme: "kleines Großzitat" - ganze Fotos (z.B.) können, wenn es unbedingt geboten ist, in Zeitungen etc. verwendet werden

8. Vervielfältigungen zum eigenen Gebrauch 

· einige wenige (bis 7) Vervielfältigungsstücke für sich selbst und Freunde zulässig)

· zu beruflichen Zwecken: wenn Werk seit über zwei Jahren vergriffen ist 

· öffentliche Vorträge oder Aufführungen dürfen nicht ausgezeichnet werden 

9. Sonstige Beschränkungen: in Schulen, Kirchen und nichtgewerblichen Veranstaltungen gegen Vergütung

Die Nutzung des Urheberrechts

1. Die Übertragbarkeit des Urheberrechts

· Urheberrecht ist durch Verfügung vererbbar, aber nicht übertragbar 

2. Die Einräumung von Nutzungsrechten 

· Einfaches Nutzungsrecht: Nutzung des Werkes neben anderen Benutzern

· Ausschließliches Nutzungsrecht: Auschließliche Nutzung (auch der Urheber selbst ausgeschlossen) 

· Kann  auf einzelne Nutzungsarten beschränkt sein, auch zeitlich und räumlich

· Durch Vertrag, der keiner festen Form bedarf

3. Interpretationsregeln 

· Nutzungsrecht heißt, dass das Werk nur so genutzt werden darf, wie es das gemeinsame Ziel der Vertragspartner schlüssig scheinen lässt (Film für die Uni darf nur zu Lehrzwecken verwendet werden)

· Verkauf des Originals rechtfertigt keine Vervielfältigung 

· An Beiträgen in Zeitungen besteh nur einfaches Nutzungsrecht der Zeitung (Journalist darf seinen Beitrag erneut verwerten)

· In Zeitschriften besteht ausschließliches Nutzungsrecht der Zeitschrift (weil Zeitschrift eigene geistige Schöpfung ist)

· Bei Textbeiträgen ist Änderungsrecht stillschweigend (vom Autor an die Zeitung) eingeräumt

4. Honorar

· vertraglich geregelt, ansonsten branchenübliche Entgelte (darf nicht sittenwidrig sein, also den Urheber ausnutzen)

· "grobes Mißverhältnis": wenn unerwarterter Erfolg, dann Anspruch auf "angemessene Beteiligung"

5. Rückrufsrechte

· wegen Nichtausübung oder wegen gewandelter Überzeugung (Veränderungen nötig etc.)

· frühestens:  Zeitungen (3 Monate), Zeitschrift (6 Monate) sonst (2 Jahre), vorher muss angemessene Frist gesetzt sein 

Das Urheberrecht des Journalisten im Anstellungsverhältnis

· tarifvertragliche Regelung: Journalist räumt Zeitung oder Zeitschrift ausschließliches Nutzungsrecht ein

· wenn auch keine einzelvertragliche Regelung getroffen: Journalist räumt Nutzungsrecht ein für betriebliche Zwecke

Rechtsfolgen der Verletzung von Urheberrechten 

· für rechtswidrig hergestellte Vervielfältigunsstücke gilt Verwertungsverbot

· Urheber kann Vernichtung verlangen 

· Oder eine Entschädigung, die der Summe entspricht, die die Veräußerung des Rechts gebracht hätte  

· Oder Schadenersatz. Ersetzt den Schaden, den der Urheber erlitten hat 

· Oder Herausgabe des Gewinns oder Schmerzensgeld

· Auch strafrechtliche Verfolgung möglich bei schuldhafter Verletzung (copyright - Anbringung etc.) - bis 5 Jahre

Der Schutz des Staates, des öffentlichen Friedens und der Jugend 

Staatsschutz 

1. Verrat von Staatsgeheimnissen 

· wer Erkenntnisse, die formell vom Staat geheim gehalten werden, publik macht und damit die Gefahr eines schweren Nachteils für die Republik herbeiführt, macht sich strafbar

2. Störpropaganda gegen Bundeswehr und Sicherheitsorgane 

· wer unwahre oder grob entstellte Tatsachenbehauptungen, die geeignet sind, der Landesverteidigungsfähigkeit durch die Bundeswehr zu stören, verbreitet, macht sich strafbar 

· gilt auch Polizei, BGS, Verfassungsschutz 
3. Propaganda für verbotene Organisationen 

· für durch BVerfGer erklärt verfassungswidrige Parteien oder Vereine oder ausländische Regierungen, die diese unterstützen; für Matrial, das dazu bestimmt ist, nationalsozialistische Organisation fortzusetzen 

· auch Symbole: Hakenkreuz, FDJ - Emblem, CSU - Anstecker (kleiner Scherz meinerseits)

4. Verunglimpfung des Staates, seiner Organe und Symbole 

· Bundespräsident, BRD, Länder, Farben, Flagge, Wappen oder Hymne -  strafbar

5. Die Verpflichtung des Rundfunks auf die Förderung der Staatsziele

· Gebot demokratischer Gesinnung, Verteidigung demokratischer Freiheiten und kritische Haltung gegenüber undemokratischen Einstellungen und Bewegungen 

Friedensstörung 

· Äußerer Frieden (Kriegsverhinderung) und Innerer Frieden (ungefährdetes Nebeneinander)

1. Volksverhetzung 

· Aufstachelung zum Hass gegen Bevölkerungsteile oder Gewaltmaßnahmen gegen sie

· Oder Beschimpfung, Verunglimpfung, Verleumdung

2. Gewaltdarstellungen: verherrlichend, verharmlosend oder die Menschenwürde verletzend
3. Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften oder Weltanschauungsvereinigungen 

· Behauptung einer beschimpflichen Tatsache oder ein abfälliges Werturteil

· Gilt auch für Satire 

4. Aufforderung und Anleitung zu Straftaten sowie ihre Billigung: auch Versuch strafbar, muss nicht billigend sein
5. Unterstützung einer kriminellen oder terroristischen Vereinigung : werbend oder unterstützend
6. Toleranzgebote für Rundfunkprogramme

· Achtung der Menschenwürde, des Lebens, der Freiheit und körperlicher Unversehrtheit, vor dem Glauben 

· Verboten: Rasse, Volkstum, Religion herabsetzende Sendungen 

Jugendschutz

· Harte Pornografie strafbar, leichte unterliegt Zugangsbeschränkungen  

· Sittlich schwer gefährdende Werke zugangsbeschränkt (Gewalt, Rassenhaß etc.)

Werbung in den Massenmedien

Strikte Trennung von redaktioneller Berichterstattung und Wirtschaftswerbung 

· in Presse- und Wettbewerbsrecht verankert, außerdem Standesregel

Einzelregelungen 

1. Kennzeichnungspflicht: Werbung darf nicht in Tageszeitungenlayout aufgemacht werden
2. Verbot von Kopplungsgeschäften sowie der Zugabe redaktioneller Beiträge

· Werbung in redaktionellem Beitrag oder besondere Schonung bei Berichterstattung 

3. Grenzen der Zulässigkeit untgeltlicher redaktioneller Hinweise auf Anbieter und Hersteller (Schleichwerbung)

· Schleichwerbung generell unzulässig

· Hinweise aber möglich, wenn öff. Int. Besteht; muss sachlich sein 

4. Product Placement (verboten)  und Sponsorwerbung (für Nachrichten- und politische Sendungen verboten)

Die Sicherung des Rechtsgüterschutz 

Rechtsfolgen bei Rechtsverletzungen 

Zivilrechtliche Ansprüche

· können natürliche und juristische Personen (Vereinigungen) in Anspruch nehmen 

· nur bei identifizierender Berichterstattung

a) Anspruch auf Unterlassung (gegen jede unrechtmäßige Äußerung)

· wenn Angriff auf eigene Rechte ernsthaft und unmittelbar droht, dann Anspruch auf Unterlassung

· ist bereits ein Artikel erschienen, wird durch Wiederholungsgefahr der Anspruch gerechtfertigt (außer Richtigstellung)

· bei sorgfältiger Recherche, wenn nicht widerlegt und nicht bewiesen, besteht keine Gefahr für Unterlassungsanspruch 

· kann im Eiverfahren durchgesetzt werden, wenn Antragsteller Anspruch glaubhaft macht

· falls falsche Angaben, die zu Unterlassung führen, muss Antragsteller Schaden zahlen 

b) Berichtigungsansprüche (Richtigstellung unwahrer Tatsachenbehauptungen oder eines falschen Eindrucks) 

· Beweislast beim Antragsteller, es ist aber egal, ob die Behauptung wissentlich oder nicht wissentlich verbreitet wurde

· verbreitet Redaktion selbst unwahre Aussage: Widerruf, Rücknahme oder Richtigstellung

· verzerrte Darstellung: Klarstellung oder Ergänzung 

· Berichtigung muss gleiche Aufmerksamkeit erregen wie Ertsmitteilung 

c) Zahlungsansprüche 

aa) Anspruch auf Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung: 

· wurde Persönlichkeitsrecht ungerechtfertigt mit wirtschaftlichen Interessen genutzt, kann der Betroffene das Honorar verlangen, das üblicherweise für solche Fälle gezahlt wird (oder Herausgabe des Gewinns)

bb) Ersatz materiellen Schadens: ist durch rechtswidrige und schuldhafte Rechtsverletzung materieller Schaden entstanden, so 

       ist der Schaden zu ersetzen 

cc) Geldentschädigung (Schmerzensgeld): wenn Unterlassung keine Aussicht auf Erfolg mehr hat und eine schwere Verletzung des Persönlichkeitsrecht vorliegt (Umfang der Verbreitung spielt eine Rolle)

dd) Ausschluss von Schadensersatzansprüchen bei Wahrung der journalistischen Sorgfaltspflicht: 

· nach den Umständen gebotene Sorgfalt

2.    Die staatliche Ahndung von Verstößen (Freiheits- oder Geldstrafe)

· bei vorsätzlichen, rechtswidrigen und schuldhaftem Verhalten (journ. Sorgfalt schließt das aus)

· Bußgeld: bei Verstößen gegen Impressumsrecht

· Strafbarer Inhalt: wird eingezogen; Beschlagnahme: wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit Einziehung angeordnet wird

Der medienrechtliche Anspruch: Die Gegendarstellung 

· muss nicht richtig sein (es sei denn, sie ist offensichtlich falsch)

1. Entgegnung auf Tatsachenbehauptungen 

· gegendarstellen darf der unmittelbar Betroffene, über den in (nicht unbedingt von) einer Zeitung eine Tatsachenbehauptung (oder ein Eindruck im Gesamtzusammenhang) aufgestellt wurde 

· Gegendarstellung als solche zu kennzeichnen, darf nicht auf Gegendarstellungen erfolgen 

· Nur Dementieren, nicht Kommentieren (Ergänzungen nur, wenn nötig)

2. Zurückweisung des Abdruckverlangens

· wenn bereits dementiert von der Zeitung oder dem Sender 

· wenn nur geringfügiges dementiert wird oder der Umfang unangemessen ist 

· wenn die Gegendarstellung strafbaren Inhalt hat 

3. Form und Fristen

· Anspruch ggüber Verantw. Red. oder Verlag; oder Sendeunternehmen 

· Bei Agentur: ggüber Agentur und den Zeitungen, die veröffentlicht haben 

· 2 Wochen Fristnach Kenntnisnahme, muss unterschrieben werden und alle inhaltlichen Ansprüche erfüllen

4. Die Verbreitung der Gegendarstellung: darf nicht korrigiert werden 
a) Der Abdruck in Zeitungen und Zeitschriften: im gleichen Teil in der nächstfolgenden Nr. (nach der Ggdseinreichung)

b) Die Verbreitung im Rundfunk: unverzüglich im gleichen Programm zu gleichwertiger Zeit verständlich lesen 

c) Die Verbreitung in Mediendiensten: so lange wie Erstmitteilung anzubieten 

5. Die Durchsetzung des Gegendarstellunsanspruchs: bei Weigerung durch Klage
Haftung für Rechtsverletzungen  

1. Die Haftung für Straftaten 

· trifft jeden, der an einer strafbaren Schrift mitgewirkt hat

a) Bindung der strafrechtlichen Haftung an persönliches Verschulden (natürl. Pers., die vorsätzlich oder fahrlässig handelten)

b) Die Erweiterung der strafrechtlichen Haftung auf den Verleger und den verantwortlichen Redakteur

· wenn Verleger persönlich an Veröffentlichung mitgewirkt hat oder  Aufsichtspflicht verletzte, droht ihm Strafe

· Aufsichtspflicht: durch Delegation oder perönlich;

· Regelung in Ländern verschieden

· bei GmbH oder Aktiengesellsch. Ist Verlagsleiter verantwortlich 

· Verleger muss Verantwortliche(n) bestellen, der Vor. Erfüllen muss:

· Ständiger Wohnsitz in Deutschland

· Keine Vorstrafen haben, die ihm die Fähigkeit zu öff. Ämtern entziehen 

· Unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden kann (keine Abgeordnetenimmunität)

· Über 21 ist und unbeschränkt geschäftsfähig (Ausnahmen bei Jugendzeitungen)

· Verantw. Müssen ausgezeichnet werden im Impressum; übernimmt neben Autor auf jeden Fall Verantwortung

· Hat alles persönlich zu kontrollieren und zu verantworten (bis zu einem Jahr Freiheitsstrafe)

· Hat auch Gegendarstellungen zu verantowrten

· hat für richtiges Impressum zu sorgen (außer in Bayern)

c) Haftungsträger bei den elektronischen Medien (Intendant oder Proagrammchef)

· können sich aber nicht strafbar machen (nur durch vorsätzliches Unterlassen)

· Gewaltdarstellungen, Jugendgefährdung, Pornografie bis zu 250.000 Euro geldstarfe

2. Die zivilrechtliche Handlung (nicht an persönliche Beteiligung gebunden)
· Unterlassungsansprüche an jeden, durch den eine Rechtsverletzung droht oder der dafür verantw. ist

·  Gilt auch für Schadenersatz (kann dann auch juristische Personen treffen)

· bei schuldhafter Rechtsverletzung 

Die Sicherung des Rechtsgüterschutzes durch das Impressum

In jedem Druckwerk müssen versehen sein:

· Name und Anschrift des Verlegers und des Druckers 

· Beim Selbstverlag: Verfasser oder Herausgeber

Ausgenommen sind:

· amtliche Druckwerke

· Preislisten, Werbedrucksachen Geschäftsberichte, Familienanzeigen o.Ä.

Bei periodischen Druckwerken zusätzlich:

· Name und Anschrift des zuständigen Redakteurs 

· Name und Anschrift des Verantwortlichen für Anzeigenteil

Zeitungen, die wesentliche Teile von anderen Redaktionen übernehmen:

· verantw. Red. und dessen Verleger 

bei Verstößen: 

· Ordnungswidrigkeit oder

· Straftat bei strafbaren Inhalt 

